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868. Bundesverfassungsgesetz: Änderung des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929, des
Ubergangsgesetzes vom 1. Oktober 1920 in der Fassung des BGBl. Nr. 368/1925 und
des Gesetzes über die Mitwirkung der Nationalversammlung an der Regelung von
Eisenbahntarifen, Post-, Telegraphen- und Telephongebühren und Preisen der
Monopolgegenstände sowie von Bezügen der in staatlichen Betrieben Beschäftigten
(NR: GP XVIII IA 438/A AB 904 S. 95. BR: AB 4402 S. 563.)

869. Bundesgesetz: Änderung des Militärleistungsgesetzes
(NR: GP XVIII IA 399/A AB 750 S. 95. BR: AB 4408 S. 563.)

870.. Bundesgesetz: Änderung des Bundesgesetzes über den Wirtschaftskörper „Österreichische
Bundesforste"
(NR: GP XVIII IA 411/A AB 831 S. 95. BR: AB 4413 S. 563.)

871. Bundesgesetz: Zivilrechtliche Durchführung des Embargos gegen die „Bundesrepublik Jugoslawien"
(Serbien und Montenegro)
(NR: GP XVIII RV 714 AB 856 S. 95. BR: AB 4410 S. 563.)

868. Bundesverfassungsgesetz, mit dem das
Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von
1929, das Übergangsgesetz vom 1. Oktober
1920 in der Fassung des BGBl. Nr. 368/1925
und das Gesetz über die Mitwirkung der
Nationalversammlung an der Regelung von
Eisenbahntarifen, Post-, Telegraphen- und
Telephongebühren und Preisen der Monopol-
gegenstände sowie von Bezügen der in
staatlichen Betrieben Beschäftigten geändert

werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung

von 1929, zuletzt geändert durch das Bundesverfas-
sungsgesetz BGBl. Nr. 470/1992, wird wie folgt
geändert:

1. Art. 54 lautet:

„Artikel 54. Der Nationalrat wirkt an der
Festsetzung von Post- und Fernmeldegebühren, von
Preisen der Monopolgegenstände sowie von Bezü-
gen der in einem Dienstverhältnis zum Bund
stehenden Personen, die in Betrieben des Bundes
ständig beschäftigt sind, mit. Diese Mitwirkung
wird durch Bundesverfassungsgesetz geregelt."

2. Art. 151 wird folgender Abs. 5 angefügt:

„(5) Art. 54 in der Fassung des Bundesverfas-
sungsgesetzes BGBl. Nr. 868/1992 tritt mit 1. Jän-
ner 1993 in Kraft."

Artikel II

Das Übergangsgesetz vom 1. Oktober 1920 in der
Fassung des BGBl. Nr. 368/1925, zuletzt geändert
durch das Bundesverfassungsgesetz BGBl.
Nr. 539/1977, wird wie folgt geändert:

1. In § 23 entfällt das Wort „Eisenbahntarifen,".

2. § 43 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) § 23 in der Fassung des Bundesverfassungs-
gesetzes BGBl. Nr. 868/1992 tritt mit 1. Jänner
1993 in Kraft."

Artikel III

Das Gesetz über die Mitwirkung der National-
versammlung an der Regelung von Eisenbahntari-
fen, Post-, Telegraphen- und Telephongebühren
und Preisen der Monopolgegenstände sowie von
Bezügen der in staatlichen Betrieben Beschäftigten,
StGBl; Nr. 180/1920, wird wie folgt geändert:

1. Im Titel entfällt das Wort „Eisenbahntarifen,".

2. § 1 lit. a wird aufgehoben.

3. § 5 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Das Wort ,Eisenbahntarifen,' im Titel sowie
§ 1 lit. a treten mit Ablauf des 31. Dezember 1992
außer Kraft."

Klestil
Vranitzky
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869. Bundesgesetz, mit dem das Militärlei-
stungsgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Militärleistungsgesetz, BGBl. Nr. 174/1968,
wird wie folgt geändert:

1. Dem § 7 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Die zur Führung der Evidenzen nach § 47
Abs. 1 des Kraftfahrgesetzes 1967 (KFG 1967)
zuständigen Behörden haben den für die Antragstel-
lung nach Abs. 2 zuständigen militärischen Dienst-
stellen auf deren Verlangen Daten über zugelassene
Kraftfahrzeuge aus diesen Evidenzen zu übermit-
teln, sofern diese Daten zum Zwecke einer
Antragstellung nach Abs. 2 notwendig sind. Die
Daten dürfen auch in maschinenlesbarer Form
übermittelt werden."

2. Der § 38 lautet:

„§ 38. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind betraut:

1. hinsichtlich des § 6 Abs. 1 lit. c und d der
Bundesminister für Landesverteidigung, so-
weit der Wirkungsbereich des Bundesministers
für wirtschaftliche Angelegenheiten oder des
Bundesministers für öffentliche Wirtschaft
und Verkehr berührt wird, im Einvernehmen
mit dem jeweils berührten Bundesminister, des
§ 6 Abs. 1 lit. e der Bundesminister für
Landesverteidigung, soweit der Wirkungsbe-
reich des Bundesministers für wirtschaftliche
Angelegenheiten oder des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft berührt wird, im
Einvernehmen mit dem jeweils berührten
Bundesminister,

2. hinsichtlich des § 7 Abs. 3 der Bundesminister
für öffentliche Wirtschaft und Verkehr im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Landesverteidigung,

3. hinsichtlich des § 37, soweit es sich um
Stempel- und Rechtsgebühren handelt, der
Bundesminister für Finanzen, soweit es sich
um Bundesverwaltungsabgaben handelt, der
Bundeskanzler und, soweit es sich um
Gerichts- und Justizverwaltungsgebühren
handelt, der Bundesminister für Justiz,

4. hinsichtlich der von den Gerichten anzuwen-
denden Bestimmungen der Bundesminister für
Justiz und

5. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der
Bundesminister für Landesverteidigung."

Klestil
Vranitzky

870. Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz
über den Wirtschaftskörper „Österreichische

Bundesforste" geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Bundesgesetz über den Wirtschaftskörper
„Österreichische Bundesforste", BGBl. Nr. 610/
1977, in der Fassung der Bundesgesetze, BGBl.
Nr. 675/1978, 175/1981 und 26/1992, wird geän-
dert wie folgt:

1. § 2 Abs. 4 lautet:

„(4) Zur Erfüllung der in Abs. 1 und 2 genannten
Aufgaben ist der Besitzstand zu erhalten. Bei der
Veräußerung von Grundstücken ist der Erlös zur
Verbesserung der Betriebsstruktur zweckgebunden
zu verwenden. Diese Zweckbindung gilt nicht im
Finanzjahr 1992 hinsichtlich des in der bestehenden
Rücklage befindlichen Teilbetrages von
369,487 Millionen Schilling sowie für im Jahr 1992
erzielte Erlöse aus der Veräußerung von Grund-
stücken bis zu einem Betrag von 67,423 Millionen
Schilling."

2. § 15 a lautet:

„§ 15 a. (1) § 2 Abs. 4 in der Fassung des
Bundesgesetzes, BGBl. Nr. 26/1992, tritt mit
1. Jänner 1992 in Kraft.

(2) § 2 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes,
BGBl. Nr. 870/1992, tritt mit 1. Dezember 1992 in
Kraft.

(3) § 2 Abs. 4 letzter Satz tritt mit 31. Dezember
1992 außer Kraft."

Klestil
Vranitzky

871 . Bundesgesetz über die zivilrechtliche
Durchführung des Embargos gegen die „Bun-
desrepublik Jugoslawien" (Serbien und Monte-

negro)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Forderungen der Behörden in der
„Bundesrepublik Jugoslawien" (Serbien und Mon-
tenegro), einer natürlichen oder juristischen Person
in der „Bundesrepublik Jugoslawien" oder einer
Person, die durch oder für eine solche natürliche
oder juristische Person tätig wird, sind nicht zu
erfüllen, wenn sie im Zusammenhang mit Verträgen
oder sonstigen Transaktionen geltend gemacht
werden, deren Erfüllung durch die Maßnahmen des
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen nach der
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Resolution 757 (1992), BGBl. Nr. 322/1992, und
damit zusammenhängenden Resolutionen beein-
trächtigt wurde.

(2) Der Beweis dafür, daß die Erfüllung des
Vertrages oder die Ausführung der Transaktion
durch die in Abs. 1 genannten Maßnahmen nicht
berührt wurde, obliegt dem, der den Anspruch
geltend macht.

§ 2. Wer eine Leistung erbringt, obwohl sie nach
§ 1 Abs. 1 nicht zu erbringen war, kann daraus
Dritten gegenüber keine Ansprüche ableiten, es sei

denn, daß er die Leistung unfreiwillig erbracht hat
oder er bei ihrer Erbringung weder wußte noch
wissen mußte, daß die Forderung nach § 1 Abs. 1
nicht zu erfüllen war.

§ 3. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Justiz betraut.

Klestil

Vranitzky



4904


